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Botschaft
zu einer Anderung des Covid-19-Gesetzes
betreffend Erwerbsausfallentschidigung und Sport

vom 12. Mai 2021

Sehr geehrter Herr Nationalratspréasident
Sehr geehrter Herr Stédnderatsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft unterbreiten wir Thnen, mit dem Antrag auf Zustimmung, den
Entwurf zu einer Anderung des Covid-19-Gesetzes betreffend Erwerbsausfallentsché-
digung und Sport.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratsprésident, sehr geehrter Herr Stén-
deratsprisident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hochachtung.

12. Mai 2021 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprisident: Guy Parmelin
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Ubersicht

Das Covid-19-Gesetz bildet die Grundlage fiir gesundheitspolizeiliche Massnahmen
in Zusammenhang mit Covid-19 wie auch fiir Massnahmen zur Bekimpfung der
negativen Folgen fiir Wirtschaft und Gesellschaft. Es ist davon auszugehen, dass
die Einschrinkungen der Wirtschaft mit dem Fortschreiten der Impfkampagne im
Verlauf des Frithlings 2021 schrittweise aufgehoben werden kénnen. Mit der vor-
liegenden Botschaft wird dennoch beantragt, die Geltungsdauer der gesetzlichen
Grundlage fiir die Leistung von Erwerbsausfallentschiidigungen bis Ende 2021 zu
verlingern. Zudem soll die gesetzliche Héchstlimite fiir A-Fonds-perdu-Beitrige
an Sportklubs der professionellen und semiprofessionellen Ligen aufgehoben wer-
den. Damit soll verhindert werden, dass Teile des Hilfsdispositivs per Mitte 2021
abrupt eingestellt werden miissen.

Ausgangslage

Die meisten Instrumente zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Pandemie stiitzen sich auf das Covid-19-Gesetz ab. Dieses ist bis Ende 2021 befristet.
Einzelne Bestimmungen weisen andere Befiistungen auf. Eine Uberpriifung des Mas-
snahmendispositivs hat gezeigt, dass die gesetzlichen Grundlagen bei den meisten In-
strumenten eine Fortfiihrung der Unterstiitzung auch im zweiten Halbjahr 2021 er-
lauben, wenn Massnahmen zur Bekdmpfung der Pandemie auch ab Juli noch zu
deutlichen Einschrinkungen der Wirtschaft fiihren sollten. Es gibt jedoch zwei Aus-
nahmen: Die Ausrichtung der Erwerbsausfallentschidigung ist bis Ende Juni 2021
befristet und auch die gesetzlich festgelegte Obergrenze von 115 Millionen fiir Bei-
trége an professionelle und semiprofessionelle Sportklubs wurde bis Ende Juni 2021
bemessen.

Inhalt der Vorlage

Die gesetzlichen Grundlagen fiir die Erwerbsausfallentschéidigung finden sich in Ar-
tikel 15 des Covid-19-Gesetzes. Gestiitzt darauf verabschiedete der Bundesrat am
4. November 2020 die Ausfiihrungsbestimmungen in der Covid-19-Verordnung Er-
werbsausfall vom 20. Mdrz 2020. Gemdss Artikel 21 Absatz 5 des Covid-19-Gesetzes
ist die Geltungsdauer von Artikel 15 auf den 30. Juni 2021 befristet. Die Erwerbsaus-
fallentschédigung wird an Personen ausgerichtet, die wegen Schutzmassnahmen zur
Einddmmung des Coronavirus ihre Erwerbstdtigkeit unterbrechen oder erheblich ein-
schrdnken miissen. Aufgrund der Entwicklung der Pandemie ist zu erwarten, dass
auch nach dem 30. Juni 2021 Schutzmassnahmen nétig sind, womit weiterhin Er-
werbsausfille aufgrund behordlich angeordneter Massnahmen entstehen kénnen. Da-
her soll auch die Geltungsdauer der Massnahmen zur Erwerbsausfallentschidigung
bis zum 31. Dezember 2021 verldngert werden.

Das bisherige Hilfspaket von 115 Millionen Franken fiir A-Fonds-perdu-Beitrige an
Klubs der professionellen und semiprofessionellen Ligen in den Sportarten Basket-
ball, Eishockey, Fussball, Handball, Unihockey und Volleyball ist auf die Dauer der
Saison 2020/2021 angelegt (Art. 12b des Covid-19-Gesetzes). Die epidemiebedingten
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Zuschauereinschrinkungen zu Spielen der betroffenen Klubs dauern jedoch voraus-
sichtlich in der zweiten Hilfte des Jahres 2021 und somit zumindest fiir Teile der
Saison 2021/2022 weiter an. Der im Gesetz genannte Hochstbetrag von 115 Millionen
Franken diirfte damit nicht mehr geniigen. Auf einen neuen Hochstbetrag im Gesetz
soll wie im Kulturbereich (Art. 11 des Covid-19-Gesetzes) verzichtet werden. Die
erforderlichen Mittel werden dem Parlament im Rahmen von Nachtragskrediten be-
antragt.
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Botschaft

1 Ausgangslage

Gestiitzt auf das Covid-19-Gesetz vom 25. September 2020! hat der Bund ein breites
Massnahmendispositiv zur Abfederung der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen
der gesundheitspolizeilichen Massnahmen zur Einddmmung der Corona-Pandemie
aufgestellt. Auf der Grundlage des 3-Phasen-Konzepts des Bundesrats konnen mit der
fortschreitenden Impfung aller Impfwilligen in den kommenden Wochen Schliessun-
gen und Einschrinkungen schrittweise aufgehoben werden, sodass auch der Bedarf
an Abfederungsmassnahmen stark zuriickgehen sollte. Dennoch kann aus heutiger
Sicht nicht ausgeschlossen werden, dass auch in der zweiten Halfte 2021 noch ein
gewisser Bedarf an Abfederungsmassnahmen besteht. Fiir die meisten Massnahmen
sind bereits heute die gesetzlichen Grundlagen und die finanziellen Mittel dazu vor-
handen:

Kurzarbeit: Das Covid-19-Gesetz bietet eine ausreichende Grundlage fiir die ndtigen
Abweichungen vom Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 19822. Das Parla-
ment hat fiir die Deckung der Ausgaben der Arbeitslosenversicherung (ALV) fiir die
Kurzarbeitsentschidigungen (KAE) des Jahres 2021 einen Voranschlagskredit
von 6 Milliarden Franken gesprochen, wovon bis Anfang Mai 2021 3 Milliarden
bezogen wurden. Die ALV kann sich zudem mit bis zu 8 Milliarden beim Bund
verschulden. Es besteht derzeit kein Bedarf fiir weitere Kredite. Allféllige zusétzliche
Mittel konnten dem Parlament im Rahmen eines Nachtrags in der Herbst- oder Win-
tersession 2021 unterbreitet werden. Dies ist aktuell nicht vorgesehen.

Erwerbsausfallentschidigung: Artikel 15 des Covid-19-Gesetzes lduft Ende
Juni 2021 aus. Mit der vorliegenden Botschaft wird daher eine Verlangerung der Be-
fristung bis Ende 2021 beantragt. Das Parlament hat fiir 2021 Kredite von 3,1 Milli-
arden bewilligt. Davon waren Mitte April knapp 0,7 Milliarden ausgeschopft.

Hartefallmassnahmen: Die Artikel 12 und 12a des Covid-19-Gesetzes bieten dem
Bundesrat aus heutiger Sicht geniigend Handlungsspielraum. Die Hochstbetrage der
Leistungen sind in der Covid-19-Hirtefallverordnung vom 25. November 20203
geregelt und konnen bei Bedarf angepasst werden. Das Parlament hat einen Voran-
schlagskredit im Umfang von 8,2 Milliarden bewilligt; zusammen mit dem Finanzie-
rungsanteil der Kantone stehen 10 Milliarden zur Verfiigung. Bei Unternehmen
mit einem Jahresumsatz bis 5 Millionen Franken tibernimmt der Bund 70 Prozent der
A-Fonds-perdu-Beitrdge oder der Verluste aus Darlehen, Biirgschaften und Garan-
tien; bei Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 5 Millionen trégt er die ganzen
Kosten. Die Kantone haben per Anfang Mai 2021 A-Fonds-perdu-Beitrdge von rund
2,1 Milliarden ausbezahlt. Dariiber hinaus wurden Darlehen und Biirgschaften im

! SR 818.102
2 SR 837.0
3 SR 951.262
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Umfang von gut 0,2 Milliarden gewéhrt. Derzeit besteht daher kein zusétzlicher Mit-
telbedarf; allfillige Nachtragskredite konnten dem Parlament in der Herbst- oder Win-
tersession unterbreitet werden.

Schutzschirm fiir die Veranstaltungsbranche: Gestiitzt auf Artikel 11a des Covid-19-
Gesetzes hat der Bundesrat am 28. April 2021 einen Verordnungsentwurf in die Kon-
sultation gegeben, der regelt, unter welchen Voraussetzungen Veranstalterinnen und
Veranstalter ihre Veranstaltungen versichern konnen. Gleichzeitig hat er dem Parla-
ment mit einer Nachmeldung zum Nachtrag 1/2021 einen Verpflichtungskredit von
150 Millionen fiir den Gesamtbedarf sowie fiir Zahlungen im Jahr 2021 einen Voran-
schlagskredit von 90 Millionen beantragt. Veranstalterinnen und Veranstalter, die
mangels Veranstaltungen in wirtschaftliche Not geraten, konnen Hértefallgelder be-
antragen. Es besteht kein Handlungsbedarf auf Gesetzesebene.

Kultur: Die Beitrdge im Kulturbereich stiitzen sich auf Artikel 11 des Covid-19-
Gesetzes. Die entsprechende Verordnung wurde jiingst angepasst an die letzten An-
derungen des Gesetzes. Gesetz und Verordnung bieten ausreichenden Spielraum. Das
Parlament hat bisher insgesamt Kredite von 161 Millionen bewilligt; davon waren
Mitte April weniger als 30 Millionen zugesprochen. Mit Nachmeldung zum Nach-
trag 1/2021 hat der Bundesrat dem Parlament dariiber hinaus Nachtragskredite von
148 Millionen fiir Ausfallentschadigungen und Transformationsbeitridge sowie fiir
Kulturvereine im Laienbereich beantragt. Damit soll den Kantonen Planungssicher-
heit gegeben werden fiir den Fall, dass der Kultursektor auch im Herbst und Win-
ter 2021 namhaft unterstiitzt werden muss, sollte die Offnung nur begrenzt erfolgen.
Es besteht kein zusatzlicher Handlungsbedarf.

Sport. Das Unterstiitzungsprogramm fiir den Breitensport ist 2021 mit 150 Millionen
dotiert und stiitzt sich auf das Sportforderungsgesetz vom 17. Juni 20114. Es besteht
derzeit kein Handlungsbedarf. Bei einer weiteren wesentlichen Verlangerung der ge-
sundheitspolizeilichen Massnahmen konnten allenfalls neue Forderungen nach zu-
sdtzlichen Geldern gestellt werden. Im Profisport werden die Klubs der professionel-
len und semiprofessionellen Ligen mit A-Fonds-perdu-Beitrigen von maximal
115 Millionen Franken unterstiitzt. Fiir Darlehen stehen maximal 235 Millionen Fran-
ken zur Verfiigung. Beide Obergrenzen sind im Covid-19-Gesetz festgehalten
(Art. 12b und 13). Die Obergrenze flir A-Fonds-perdu-Beitrage geniigt gemaiss ur-
spriinglichen Berechnungen bis Ende der Saison 2020/21 (Juni 2021). Sollte der Bun-
desrat iiber diesen Zeitpunkt hinaus namhafte Einschrankungen fiir Grossveranstal-
tungen aufrechterhalten, konnte ein Bedarf fiir Erh6hungen entstehen. Daher wird mit
dieser Botschaft beantragt, die gesetzliche Obergrenze fiir A-Fonds-perdu-Beitrige
im Covid-19-Gesetz aufzuheben. Ein allfilliger Nachtragskredit wiirde dem Parla-
ment in der Herbstsession 2021 unterbreitet.

Insgesamt verfligt der Bund {iber ein breit abgestiitztes Massnahmendispositiv zur
wirtschaftlichen Abfederung. Grundsitzlich ist davon auszugehen, dass die impfwil-
lige Bevolkerung im Laufe des zweiten Quartals 2021 so weit geimpft wird, dass die
Einschrankungen des Wirtschaftslebens weitgehend aufgehoben werden konnen. Al-
lerdings diirften gemiss den Planungsperspektiven des Bundesrats vom 28. April
2021 grossere Publikumsveranstaltungen erst ab Herbst zuldssig sein, und je nach

4 SR 415.0

5/12



BB12021 1093

Pandemieverlauf sind auch weiterhin gewisse Kapazitatsbeschrankungen oder Qua-
rantdnemassnahmen und damit verbundene Nachfrageeinschrankungen moglich. Mit
den zwei beantragten Gesetzesanpassungen koénnen sdmtliche Abfederungsmassnah-
men bei Bedarf auch nach Ende Juni 2021 weitergefiihrt werden, sodass ein schritt-
weiser Ubergang zur Normalitit gewihrleistet ist. Voraussetzung ist allerdings, dass
das Covid-19-Gesetz in der Referendumsabstimmung vom 13. Juni 2021 angenom-
men wird. Wird das Covid-19-Gesetz in der Volksabstimmung abgelehnt, so tritt es
am 25. September 2021 ausser Kraft. In einem solchen Fall wire es am Parlament, zu
entscheiden, ob es die vorliegende Gesetzesdnderung in der Schlussabstimmung vom
18. Juni 2021 fiir die Geltungsdauer bis zum 24. September 2021 noch annehmen will
oder nicht.

2 Verhiiltnis zur Legislaturplanung

Das hier beantragte dringliche Bundesgesetz ist weder in der Botschaft vom 29. Ja-
nuar 20205 iber die Legislaturplanung 2019-2023 noch im Bundesbeschluss vom
21. September 20200 iiber die Legislaturplanung 2019-2023 vorgesehen. Die Covid-
19-Epidemie und deren Auswirkungen waren noch nicht vorauszusehen, als der Bun-
desrat die Botschaft zur Legislaturplanung verabschiedete.

3 Vorverfahren, insbesondere
Vernehmlassungsverfahren

Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b des Vernehmlassungsgesetzes vom 18. Mérz
20057 ist fiir Gesetzesvorlagen eine Vernehmlassung durchzufithren. Zum Covid-19-
Gesetz wurde vom 19. Juni bis zum 10. Juli 2020 eine Vernehmlassung durchgefiihrt.
Alle Kantone und zahlreiche Organisationen hatten sich zum Entwurf gedussert.

Mit der vorliegenden Botschaft werden keine wichtigen inhaltlichen Anderungen be-
antragt. Die Gesetzesdanderung soll lediglich die Fortfithrung von zwei bestehenden
Instrumenten nach Mitte 2021 erlauben. Es wurde daher kein Vernehmlassungsver-
fahren durchgefiihrt.

4 Beantragte Neuregelung

4.1 Erwerbsausfallentschiidigung

Der Bundesrat hat rasch reagiert, um die Erwerbausfille aufgrund der Massnahmen
zur Bekdmpfung des Coronavirus zu mildern. Er hat die Covid-19-Verordnung

5 BB12020 1777
6 BBI2020 8385
7 SR 172.061
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Erwerbsausfall vom 20. Mérz 20208 verabschiedet und darin festgelegt, dass Erwerb-
statigen, die wegen Massnahmen zur Einddmmung des Coronavirus ihre Erwerbsta-
tigkeit unterbrechen oder erheblich einschrinken miissen, eine Erwerbsausfallent-
schidigung gewihrt wird. Die Verordnung trat riickwirkend auf den 17. Mérz 2020 in
Kraft und galt bis zum 16. September 2020.

Mit der Annahme des dringlich erklarten Covid-19-Gesetzes durch das Parlament am
25. September 2020 wurde fiir die bisher auf Artikel 185 Absatz 3 der Bundesverfas-
sung? (BV) abgestiitzten Covid-19-Verordnungen eine formell-gesetzliche Grundlage
geschaffen. Fiir die Erwerbsausfallentschddigung sind die gesetzlichen Grundlagen in
Artikel 15 des Gesetzes geregelt. Gemiss Artikel 21 Absatz 5 des Gesetzes ist die
Geltungsdauer dieser Leistungen bis zum 30. Juni 2021 zeitlich begrenzt.

Anspruchsberechtigt sind Selbststdndigerwerbende oder Arbeitnehmende, die einen
Erwerbsausfall erleiden, weil die Fremdbetreuung ihrer Kinder aufgrund von Mass-
nahmen zur Einddmmung der Covid-19-Epidemie weggefallen ist. Das kann bei-
spielsweise die Schliessung von Betreuungseinrichtungen oder eine Quarantine der
fiir die Betreuung vorgesehenen Person betreffen. Selbststindigerwerbende oder Ar-
beitnehmende sind anspruchsberechtigt, wenn sie aufgrund einer behordlich angeord-
neten Quaranténe ihre Erwerbstétigkeit unterbrechen miissen und einen Erwerbsaus-
fall erleiden. Ebenfalls unter die Kategorie der Personen, die ihre Erwerbstétigkeit
unterbrechen miissen, fallen Selbststindigerwerbende und Personen in arbeitge-
beréhnlicher Stellung, die direkt von behoérdlich angeordneten Betriebsschliessungen
oder Veranstaltungsverboten betroffen sind. Diese Personen haben zudem einen An-
spruch, wenn sie ihre Erwerbstitigkeit massgeblich einschrinken miissen. Geméss der
Anderung des Covid-19-Gesetzes vom 19. Mérz 202110 wird die massgeblich einge-
schrinkte Erwerbstitigkeit als Umsatzverlust von mindestens 30 Prozent im Ver-
gleich zum Umsatzdurchschnitt der Jahre 2015 bis 2019 definiert (Definition giiltig
ab 1. April 2021). Diese Angaben erfolgen durch Selbstdeklaration und werden durch
die Ausgleichskassen mittels Stichproben iiberpriift. Neben diesen Personenkatego-
rien haben auch besonders gefihrdete Arbeitnehmende und Selbststindigerwerbende
einen Leistungsanspruch, wenn sie ihre Arbeit nicht von Zuhause aus erledigen kon-
nen und kein addquater Schutz am Arbeitsplatz moglich ist.

Im Hinblick auf das Veranstaltungsverbot wurde die grosse Mehrheit der Veranstal-
tungen trotz der absehbaren Lockerungen aufgrund der Planungsunsicherheit bereits
abgesagt oder gar nicht erst geplant. Fiir einen Leistungsanspruch gestiitzt auf das
Veranstaltungsverbot wird erfordert, dass die Erwerbstitigkeit unterbrochen werden
muss und ein Erwerbsausfall vorliegt. Da die Durchfithrung von Veranstaltungen eine
gewisse Vorlaufzeit und damit Planungssicherheit erfordert, ist die Voraussetzung der
unterbrochenen Erwerbstitigkeit bei dieser Anspruchsgrundlage addquat zu beriick-
sichtigen. Massgebend ist, dass der Erwerbsunterbruch mit einer behérdlichen Mass-
nahme in Zusammenhang steht.

Trotz der angekiindigten schrittweisen Lockerungen ist absehbar, dass gewisse
Schutzmassnahmen auch nach dem 30. Juni 2021 Bestand haben werden. Es ist daher

8 SR 830.31
9 SR 101
10 AS 2021153
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davon auszugehen, dass auch weiterhin Erwerbsunterbriiche aufgrund behérdlich an-
geordneter Massnahmen anfallen werden. Zu Erwerbsunterbriichen diirfte es kiinftig
vor allem bei Quarantdneanordnungen kommen, aber auch erneute Betriebsschlies-
sungen kénnen nicht ausgeschlossen werden. Aufgrund dieser Ausgangslage wird be-
antragt, die Geltungsdauer von Artikel 15 des Covid-19-Gesetz bis zum 31. Dezember
2021 zu verldngern.

4.2 Massnahmen im Sportbereich

Artikel 125 Absatz 1 des Covid-19-Gesetzes sieht vor, dass der Bund die Klubs der
professionellen und semiprofessionellen Ligen in den Sportarten Basketball, Eisho-
ckey, Fussball, Handball, Unihockey und Volleyball mit insgesamt hdchstens
115 Millionen Franken unterstiitzt. In der Botschaft vom 18. November 202011 zu den
Anderungen des Covid-19-Gesetzes und des Covid-19-Solidarbiirgschaftsgesetzes
war dazu festgehalten, dass mit diesem Betrag der Betrieb der Ligaklubs bis
Mitte 2021 sichergestellt werden solle. Mitte 2021 seien bei allen Ligen die Meister-
schaften 2020/2021 abgeschlossen und es stehe die Saison 2021/2022 bevor. In der
Botschaft vom 18. November 2020 werden keine Aussagen zur zweiten Jahres-
halfte 2021 gemacht.

Angesichts der Unsicherheiten hinsichtlich der mittel- und langfristigen Entwicklun-
gen der epidemiologischen Lage ist nicht davon auszugehen, dass die Zuschauerein-
schrankungen bei Spielen der professionellen und semiprofessionellen Ligen in der
2. Jahreshilfte 2021 bereits vollumfinglich aufgehoben werden konnen. Vielmehr
muss damit gerechnet werden, dass insbesondere bei Spielen der professionellen
Ligen im Fussball und Eishockey der Méanner, welche teilweise von 10 000 oder mehr
Zuschauerinnen und Zuschauern besucht werden, auch noch zu Beginn der Sai-
son 2021/2022 massgebliche Einschrankungen beziiglich der Zuschauerzahl bestehen
werden. Dies wiirde bei den betroffenen Klubs erneut zu Einnahmeausfillen fiihren.

Gemiss Hochrechnungen per 30. April 2021 ist davon auszugehen, dass der gesetzlich
festgelegte Hochstbetrag von 115 Millionen Franken ausreicht, um die Klubs fiir alle
Spiele der Saison 2020/2021 nach den geltenden gesetzlichen Vorgaben entschédigen
zu konnen. Diese Mittel wiirden allerdings nicht ausreichen, um auch in der Sai-
son 2021/2022 A-Fonds-perdu-Beitrdge nach den bestehenden Bestimmungen aus-
richten zu kénnen.

Gemaiss Artikel 13 des Covid-19-Gesetzes stehen zinslose Darlehen im Umfang von
insgesamt 235 Millionen Franken fiir jene Klubs zur Verfiigung, die auch nach
Gewihrung von A-Fonds-perdu-Beitrdgen von Liquiditétsengpéssen bedroht sind.
Die Darlehen betragen hochstens 25 Prozent des betrieblichen Aufwands des Klubs
in der Saison 2018/2019. Etliche Klubs haben bereits ein entsprechendes Darlehen im
maximalen Umfang bezogen und ihren Anspruch damit bereits ausgeschopft. Grund-
sitzlich unterstiitzen Darlehen die Klubs bei der Uberbriickung von Liquidititseng-
pissen. Sie sind jedoch nicht dazu geeignet, ldngerfristige Einnahmenausfille zu kom-
pensieren.

11 BBI12020 8819
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Angesichts dieser unsicheren Ausgangslage wird vorgeschlagen, die in Artikel 125
des Covid-19-Gesetzes festgelegte Limite von 115 Millionen Franken zur Ausrich-
tung von A-Fonds-perdu-Beitrdgen aufzuheben. Das Parlament soll die allfilligen
weiteren erforderlichen Mittel mittels Nachtragskrediten festlegen konnen. So kdnnen
die Klubs der professionellen und semiprofessionellen Ligen auch nach Ende
Juni 2021 nach den geltenden Bestimmungen mit Beitrdgen unterstiitzt werden, sofern
eine epidemiebedingte Zuschauereinschrankung dies erfordert.

5 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln

Art. 12b Abs. 1 Einleitungssatz

A-Fonds-perdu-Beitrige an professionelle und semiprofessionelle Sportklubs: Die
nominelle Obergrenze von 115 Millionen wird aufgehoben. Mit der «Kann-Formulie-
rung» wird sichergestellt, dass nach dem Wegfall der gesetzlichen Obergrenze auch
die Finanzhilfen im Sport nur im Rahmen der vom Parlament im Rahmen des Voran-
schlags und seiner Nachtrige bewilligten Kredite gesprochen werden kdnnen.

Art. 21 Abs. 10

Erwerbsausfallentschddigung: Die Geltungsdauer von Artikel 15, der die Gesetzes-
grundlage fiir die Entschiadigung des Erwerbsausfalls bildet, wird vom 30. Juni 2021
(Art. 21 Abs. 5) auf den 31. Dezember 2021 verldngert.

6 Auswirkungen
6.1 Auswirkungen auf den Bund
6.1.1 Finanzielle Auswirkungen

Erwerbsausfallentschiidigung

Der Leistungsanspruch und damit das Leistungsvolumen sind direkt von den gelten-
den Schutzmassnahmen abhéngig. Die Entwicklung der Pandemielage und der kiinf-
tigen Schutzmassnahmen und somit auch die Schétzung des finanziellen Mehrbedarfs
sind mit grossen Unsicherheiten verbunden. Nach Schitzungen, die auf der Annahme
beruhen, dass sich die Anzahl Beziigerinnen und Beziiger, die Bezugsdauer und die
durchschnittliche Hohe der Erwerbsausfallentschiddigung gleich weiterentwickeln wie
im 1. Quartal 2021, diirfte die Verldngerung der Geltungsdauer von Artikel 15 des
Covid-19-Gesetzes vom 30. Juni bis zum 31. Dezember 2021 zusétzliche Kosten von
hochstens rund 1,38 Milliarden Franken verursachen. Diese Zusatzkosten sind im
Rahmen des bewilligten Kredits von 3,1 Milliarden Franken fiir das Jahr 2021 abge-
deckt. Damit wiirden sich die gesamten Kosten der Erwerbsausfallentschddigung im
Jahr 2021 auf ungeféhr 2,74 Milliarden Franken belaufen, sofern die aktuellen Mass-
nahmen beibehalten werden. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass ange-
sichts des Fortschritts der Impfungen und der wahrscheinlichen Lockerungsmassnah-
men die effektiven Kosten niedriger sein diirften.
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Massnahmen im Sportbereich

Die Gesuche um A-Fonds-perdu-Beitrage werden abhéngig vom Zeitpunkt des jewei-
ligen Spiels gestaffelt eingereicht. Ein allfélliger Mehrbedarf hangt direkt davon ab,
wie rasch wieder Spiele mit Zuschauerinnen und Zuschauern méglich sind. Allféllige
Mittelaufstockungen werden dem Parlament daher im Rahmen von Nachtragskrediten
in der Herbstsession 2021.

6.1.2 Personelle Auswirkungen

Die Vorlage kann mit dem bestehenden Personal des Bundes umgesetzt werden.

6.2 Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden
sowie auf urbane Zentren, Agglomerationen und
Berggebiete

Die Moglichkeit zur Weiterfiihrung der Erwerbsausfallentschddigung entlastet die
Kantone und Gemeinden im Bereich der Sozialhilfe. Ansonsten hat die Vorlage keine
wesentlichen Auswirkungen fiir Kantone, Gemeinden, urbane Zentren, Agglomerati-
onen oder Berggebiete.

Die Aufrechterhaltung der Ligabetriebe und die Sicherung der Existenz der professi-
onellen und semiprofessionellen Sportklubs ist fiir die Kantone und Gemeinden von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung, namentlich in den Randregionen.

6.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Die vom Bundesrat ergriffenen Massnahmen zur Einddmmung des Coronavirus ha-
ben allgemeine Auswirkungen auf die Wirtschaft. Obwohl eine Lockerung dieser
Massnahmen geplant ist, werden die wirtschaftlichen Schwierigkeiten bestimmter
Branchen, insbesondere der Kulturbranche, iiber den 30. Juni 2021 hinaus andauern.
Die Erwerbsausfallentschdadigung dient dazu, die negativen wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Pandemiebekdmpfung abzufedern.

7 Rechtliche Aspekte

7.1 Verfassungsmissigkeit

Das Covid-19-Gesetz wurde am 25. September 2020 gestiitzt auf eine Reihe verschie-
dener Verfassungsbestimmungen erlassen. Die hier vorgeschlagenen Anderungen er-
folgen gestiitzt auf dieselben Verfassungsbestimmungen.
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7.2 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Nach Artikel 159 Absatz 3 Buchstabe b BV bediirfen Artikel 125 Absatz 1 und Arti-
kel 21 Absatz 10 der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder beider Réte, da die
Bestimmungen einmalige Subventionen von mehr als 20 Millionen Franken nach sich
zichen.

11/12



BB12021 1093

12/12



	1 Ausgangslage
	2 Verhältnis zur Legislaturplanung
	3 Vorverfahren, insbesondere Vernehmlassungsverfahren
	4 Beantragte Neuregelung
	4.1 Erwerbsausfallentschädigung
	4.2 Massnahmen im Sportbereich

	5 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln
	6 Auswirkungen
	6.1 Auswirkungen auf den Bund
	6.1.1 Finanzielle Auswirkungen
	6.1.2 Personelle Auswirkungen

	6.2 Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden sowie auf urbane Zentren, Agglomerationen und Berggebiete
	6.3 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

	7 Rechtliche Aspekte
	7.1 Verfassungsmässigkeit
	7.2 Unterstellung unter die Ausgabenbremse


		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2021-05-17T08:40:45+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




